
Österreichische  
Familienpolitik verstärkt 
Geschlechterungleichheit 

Die Gleichstellung von Männern und Frauen sowie die Aufteilung 
von Erwerbs- und Familienarbeit ist keine rein private und indivi-
duelle Entscheidung. Vielmehr trägt die staatliche Familienpolitik 
maßgeblich zu bestimmten Verhaltensweisen bei, indem sie z.B. 
die Entscheidung darüber, wer arbeitet und wer sich um die Fa-
milie kümmert, begrenzt bzw. ermöglicht. Der Weltfrauentag bietet 
einen guten Anlass, der Frage nachzugehen, wie sich die österrei-
chische Familienpolitik zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie im 
internationalen Vergleich schlägt und wo es eventuell Defizite gibt. 
Deshalb möchten wir im vorliegenden Policy Brief auf den Zusam-
menhang zwischen der österreichischen Familienpolitik und 
anhaltenden Geschlechterungleichheiten aufmerksam machen 
sowie Österreich international in Bezug auf wichtige familienpoliti-
sche Instrumente einordnen, die zur Gleichstellung von Männern 
und Frauen beitragen, um darauf aufbauend angemessene Poli-
tik- und Handlungsoptionen zur tatsächlichen sozioökonomischen 
Gleichstellung von Mann und Frau zu entwickeln. Hierbei kommen 
vor allem die folgenden Maßnahmen in Betracht: 

 / Handlungs- und Politik empfehlung(en) 

 / 1. Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung für Kinder ab dem vollendeten 
ersten Lebensjahr

 / 2. Gleichmäßige Aufteilung einer gutbezahlten Karenzzeit auf Mütter und Väter

 / 3. Stärkere Aufnahme von Instrumenten zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
in Kollektivverträge bzw. mehr Verantwortung durch ArbeitgeberInnen.

Autoren: Philip Rathgeb (Universität Konstanz) & Tobias Wiß (JKU Linz)

 / „Familienpolitik könnte 
zur Gleichstellung von 
Männern und Frauen bei-
tragen.“



 / 2 / 1. Gleichstellung: 
Zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie 
die Chancengleichheit von Männern und Frauen 
hängen zusammen und haben Folgen für die Ge-
schlechterungleichheit. Je schwieriger es ist, Be-
ruf und Familie miteinander zu kombinieren, desto 
eher verzichten Frauen auf (Vollzeit-)Erwerbstätig-
keit und werden in die Rolle der unbezahlten Kin-
derbetreuerin zu Hause gedrängt. Dies mindert 
die Chancengleichheit von Frauen und Männern, 
z.B. auf dem Arbeitsmarkt, und trägt damit zur Ge-
schlechterungleichheit sowie zur Abhängigkeit der 
Frauen von erwerbstätigen Männern bei. Bereits 
Artikel 7 (Absatz 2) der österreichischen Bundes-
verfassung von 1920 erweiterte den allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatz auf das Verhältnis zwischen 
den Geschlechtern: „Bund, Länder und Gemein-
den bekennen sich zur tatsächlichen Gleichstel-
lung von Mann und Frau. Maßnahmen zur Förde-
rung der faktischen Gleichstellung von Frauen und 
Männern insbesondere durch Beseitigung tatsäch-
lich bestehender Ungleichheiten sind zulässig.“ 
Trotz dieser rechtlichen Verankerung können wir 
selbst 100 Jahre später erhebliche Benachteiligun-
gen von Frauen im Erwerbs- und Familienleben 
beobachten. 

 / 2. Das (anhaltend) 
konservative Erbe in 
der Familienpolitik

Österreich gilt in der vergleichenden Wohlfahrts-
staatsforschung als klassischer Fall eines konser-
vativen Sozialstaatstypus (Esping-Andersen 1990, 
Tálos 2005). In der Familienpolitik bedeutet dies 
vor allem eine starke Konzentration auf Transfer-
zahlungen zulasten von Sachleistungen. Dadurch 
ist der Sozialstaat Österreich traditionell auf den 
sogenannten „männlichen Ernährer“ (male bread
winner) zugeschnitten: seine Fähigkeit zur Ab-
sicherung der Familie soll durch Vollzeiterwerbs-
arbeit sowie relativ hohe Kindergeldleistungen 
geschützt werden, während für Frauen in erster 
Linie die Erziehung von Kindern vorgesehen ist. 
Dieses Modell ist allerdings durch die steigenden 

Bildungsniveaus und Beschäftigungsquoten von 
Frauen sowie gestiegene Scheidungsraten und 
die Pluralisierung von Familienformen längst über-
holt (siehe exemplarisch etwa Esping-Andersen 
2009). Das konservative Erbe der Familienpolitik 
ist folglich einer der größten Schwachpunkte im 
österreichischen Sozialstaat (Obinger 2015; Wiß/
Greve 2019). 

 / Abbildung 1:  Gegenüberstellung der Geld- und 
Sachleistungen in der Familienpolitik
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Abbildung 1 veranschaulicht das persistente 
konservative Erbe der österreichischen Familien-
politik durch die Gegenüberstellung von Ausgaben 
in Geldleistungen und Sachleistungen, gemessen 
in Prozent des BIP.1 Während die direkt an Fami-
lien ausgezahlten monetären Aufwendungen – im 
Sinne des „männlichen Ernährermodells“ – durch-
aus beachtlich sind, verbleiben die Ausgaben für 
soziale Dienstleistungen in der Kinderbetreu-
ung deutlich unterentwickelt. Konkret fließen nur  
26 Prozent aller familienpolitischen Ausgaben Ös-
terreichs in Sachleistungen, nur vier andere Län-
der der OECD schenken Barleistungen eine noch 
höhere Bedeutung als Österreich. 

Dieser Befund wird durch die niedrigen Ausga-
ben für formale Kinderbetreuung bestätigt. Ab-
bildung 2 illustriert, dass Österreich in diesem 
Bereich weit unter dem Durchschnitt aller OECD-
Länder liegt; gemessen an ihrer Wirtschaftsleis-
tung geben etwa Länder wie Litauen, Chile und 
Mexiko mehr für Kinderbetreuung aus als Öster-
reich. Wenn wir die Ausgaben für Kinderbetreuung 
in absoluten Zahlen in Relation zur Zielgruppe der 
unter 6-Jährigen Kinder setzen und zugleich die 
unterschiedliche Kaufkraft berücksichtigen – ein 
US-Dollar ist in Litauen bspw. mehr wert als in der 
Schweiz –, gibt Österreich knapp 4.500 US-Dollar 
pro Kind für Kinderbetreuung aus. Länder in der 
Spitzengruppe wie z.B. Schweden und Norwegen 
geben mit mehr als 10.500 US Dollar pro Kind 
mehr als das Doppelte aus.

Die relativ niedrigen Aufwendungen Österreichs 
spiegeln sich auch in niedrigen Kinderbetreu-
ungsquoten wider. So zeigt Abbildung 3, dass 
Österreich im EU-Vergleich bei der Betreuung 
von unter Dreijährigen im unteren Drittel liegt. 
Nur 20 Prozent aller Kinder unter drei Jahren 
sind in formaler Kinderbetreuung (im Vergleich 
zu über 50 Prozent z.B. in den Niederlanden 
und Dänemark) und hiervon wird wiederum nur 
knapp ein Drittel in Vollzeit betreut – der viert-
schlechteste Wert in der EU. Bei den Werten für 
über Dreijährige liegt Österreich ebenso unter 
dem EU-Durchschnitt, wobei die Vollzeitquote 
ähnlich schlecht wie bei den unter Dreijährigen 
ist – der fünftschlechteste Wert der EU (Abbil-
dung 4). Angesichts historisch gewachsener Ge-
schlechternormen sowie der aktuellen Kinder-
betreuungssituation erlaubt die österreichische 
Familienpolitik nur einer Minderheit der Mütter 
mit Kindern unter drei Jahren zu arbeiten. Die 
geringe Quote der Ganztagesbetreuung drängt 
nämlich vor allem Frauen in Teilzeitjobs. Echte 
Chancengleichheit sieht anders aus.

 / Abbildung 2: Übersicht über die Ausgaben für  
Kinderbetreuung als Anteil des BIPs
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Öffentliche Ausgaben für Kinderbetreuung als Anteil 
ihres Bruttoinlandprodukts

Diese öffentlichen Ausgaben beziehen sich sowohl auf Kindergärten, als auch
auf öffentliche Einrichtungen für Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind.
Grafik: Momentum Institut • Quelle: OECD 
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 / Abbildung 3: Anteile der unter Dreijährigen in  Betreuung 

Wie viel Prozent der Kinder unter 3 Jahren sind in Kinderbetreuung?

VollzeitSlowakei
Tschechien
Polen
Rumänien
Bulgarien
Ungarn
Kroatien
Österreich
Litauen
Italien
Lettland
Estland
Deutschland
Zypern
Malta
EU
Finnland
Irland
Griechenland
Slowenien
Schweden
Frankreich
Portugal
Spanien
Belgien
Niederlande
Luxemburg
Dänemark

 Teilzeit

Vollzeit
 Teilzeit

4 %

9 %

6 %

15 %

14 %

16 %

7 %

19 %

16 %

26 %

23 %

22 %

21 %

13 %

21 %

25 %

12 %

9 %

44 %

34 %

30 %

49 %

20 %

34 %

6 %

43 %

55 %

5 %

7 %

13 %

10 %

6 %

8 %

10 %

12 %

12 %

15 %

20 %

30 %

20 %

51 %

18 %

9 %

19 %

26 %

32 %

Kinder zwischen 3 Jahren und dem schulpflichtigen Alter, die entweder Vollzeit (über 30 Stunden) oder 
Teilzeit (unter 30 Stunden) in formaler Kinderbetreuung sind
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 / 5 / Abbildung 4: Anteile der Kinder zwischen drei und sechs Jahren in Betreuung

Wie viel Prozent der Kinder unter 3 Jahren sind in Kinderbetreuung?
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Ein weiterer familienpolitischer Hebel zur Besei-
tigung von Geschlechterungleichheiten liegt im 
Bereich der Elternkarenz. Obwohl das österreichi-
sche Kinderbetreuungsgeld unterschiedliche Op-
tionen der Inanspruchnahme zulässt, konserviert 
es durch die Möglichkeit einer vergleichsweise 
langen Bezugsdauer mit einem Pauschalbetrag 
das „männliche Ernährermodell“ bei sporadischer 
Erwerbstätigkeit von Frauen (Leitner 2016, 125). 
Koslowski et al. (2019) haben mit dem sogenann-
ten „leave gap“ die zeitliche Lücke zwischen dem 
Ende der gut bezahlten Elternkarenz und dem An-
spruch auf Kinderbetreuung erhoben, wobei „gut 
bezahlt“ mit 66 Prozent des vorherigen Einkom-
mens oder mehr definiert wird.
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 / Abbildung 5: Zeitliche Lücke zwischen der Elternkarenz und der garantierten Kinderbetreuung 
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In vielen EU-Ländern herrscht eine beachtliche Lücke zwischen der gesetzlichen Elternkarenz 
und der garantierten Kinderbetreuung. In Österreich hat man erst ab 5 Jahren gesicherten 
Anspruch auf einen Kindergartenplatz, während das Höchstmaß der Karenz 2 Jahre beträgt. 
Dadurch ergibt sich eine gesetzlich nicht abgedeckte Lücke von 36 Monaten.
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Österreich weist hier eine große Lücke auf, d.h. 
Eltern müssen 46 Monate (mehr als 3,5 Jahre) 
nach Ende der „gut bezahlten“ Elternkarenz über-
brücken (nach den maximal 14 Monaten einkom-
mensbezogenem Kinderbetreuungsgeld), bis sie 
einen Anspruch auf Kinderbetreuung haben. Dies 
schränkt die Chancengleichheit zwischen den 
Geschlechtern insofern ein, als dass eine lange 
Betreuungslücke nur eine Teilzeitbeschäftigung 
erlaubt, um weiterhin unbezahlte Betreuungsar-
beit übernehmen zu können. In Ländern wie Dä-
nemark, Schweden und Finnland sind die relativ 
kurze, aber gut bezahlten Karenzmodelle mit dem 
Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung eng ab-
gestimmt, so dass es zu keiner Lücke kommt. Wiß/
Greve (2019) zeigen zudem, dass die Arbeitgeb-
erInnen in Österreich diese Betreuungslücke im 
staatlichen Bereich kaum schließen, weil sie ver-

gleichsweise wenig in freiwillige Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie investieren. 
Anders als etwa in Dänemark wird dieser Bereich 
auch in Kollektivverträgen auf Branchenebene nur 
wenig abgedeckt. Dagegen zeigen die Daten der 
OECD, dass Österreich in Bezug auf die Einkom-
mensersatzrate des einkommensbezogenen Kin-
derbetreuungsgeldes international gut aufgestellt 
ist, wobei allerdings nach wie vor nur wenige Väter 
hiervon Gebrauch machen. 



 / 7 / 3. Frauen sind 
„Verliererinnen“ der 
Familienpolitik

Die mangelnde Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie betrifft vor allem Frauen, weil sie in der Regel 
den Löwenanteil an unbezahlter Sorgearbeit über-
nehmen und dadurch öfter in Teilzeit angestellt 
sind. Die familienpolitischen Defizite Österreichs 
tragen also zur Verfestigung und Vertiefung von 
Geschlechterungleichheiten am Arbeitsmarkt bei. 
Wie Abbildung 6 zeigt, haben Frauen in Österreich 
besonders hohe Teilzeitquoten im internationalen 
Vergleich. Fast zwei Drittel aller erwerbstätigen 
Mütter, deren jüngstes Kind unter 6 Jahren alt ist, 
arbeiten in Österreich nur Teilzeit, lediglich die hol-
ländischen Mütter haben eine noch höhere Teilzeit-
quote in der EU. 

Diese hohe Teilzeitquote trägt dazu bei, dass 
Frauen im Erwerbsleben deutlich weniger ver-
dienen als Männer (der sogenannte „gender pay 
gap“). So verdienten Frauen laut Statistik Austria 
im Jahr 2017 um 37,3 Prozent brutto pro Jahr we-
niger als Männer, wobei bei der Erklärung dieser 
Lohnlücke zwischen „objektiven“ (z.B.: höhere 
Teilzeitquoten bei Frauen) bzw. „nicht-objektiven“ 
Ursachen (z.B.: Diskriminierung am Arbeitsplatz) 
unterschieden werden muss. Fest steht, dass der 
Mangel an öffentlich bereitgestellter Kinderbetreu-
ung ein wichtiger Grund für die hohen Teilzeit-
quoten von Frauen sowie die damit verbundene 
Einkommensungleichheit zwischen Männern und 
Frauen darstellt (OECD 2018, 2). Der OECD-
Economic Survey (2019, 6) empfiehlt aus diesem 
Grund stärkere Aufwendungen im Bereich der Kin-
derbetreuung und Ganztagsschulen.

Teilzeitarbeit bedeutet – im Kontext relativ hoher 
Scheidungsraten – nicht nur eine hohe finanzielle 
Abhängigkeit vom Partner während des Erwerbsle-
bens; sie erhöht ebenso das Armutsrisiko im Alter. 
Die Statistik Austria hat für das Jahr 2018 erhoben, 
dass 18 Prozent aller Frauen im Alter von über  
65 Jahren trotz Sozialleistungsbezug armutsge-
fährdet sind, während dies nur auf 9 Prozent aller 
Männer in derselben Alterskohorte zutrifft (Statistik 
Austria 2018, 78). Altersarmut ist also „feminisiert“ –  
in absoluten Zahlen sind mehr als doppelt so viele 
Frauen betroffen. So reproduziert der österreichi-
sche Sozialstaat die Geschlechterungleichheit am 
Arbeitsmarkt ins Pensionssystem: wer wenig ver-
dient hat, bekommt wenig Pension. Nicht umsonst 

hat Österreich den drittgrößten durchschnittlichen 
Gender Pension Gap (38,7%) in der EU im Jahr 
2018 (EUROSTAT, basierend auf EU-SILC Daten).

 / Abbildung 6: Darstellung der Erwerbstätigkeit von 
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 / 8 / 4. Familienpolitische 
Perspektiven für  
mehr Geschlechter-
gleichheit

Das familienpolitische Kernprojekt der ÖVP-FPÖ-
Regierung (2017-2019) unter Bundeskanzler Kurz 
war eine steuerliche Entlastungsmaßnahme – der 
sogenannte „Familienbonus“. Laut einer Analyse 
des „European Centre for Social Welfare Policy 
and Research“ verschärfte diese Maßnahme die 
geschlechtsspezifischen Einkommensungleich-
heiten in Österreich, weil Männer 76 Prozent und 
Frauen nur 24 Prozent des Gesamtvolumens des 
Familienbonus erhalten (Brait et al. 2018, 22). Da-
mit gewinnt das Männereinkommen im Haushalt 
zusätzlich gegenüber den Fraueneinkommen an 
Gewicht. Außerdem wird durch die Abschaffung 
der steuerlichen Absetzbarkeit von Kinderbetreu-
ungskosten ein Anreiz zur häuslichen Betreuung 
gesetzt, was wiederum weibliche Teilzeitarbeit 
zulasten der Erwerbs- und Pensionseinkommen 
befördert. Das aktuelle Regierungsprogramm der 
ÖVP-Grüne-Regierung ist ambitionierter im Be-
reich der Gleichstellung und fordert etwa den Aus-
bau von 10.000 Kinderbetreuungsplätzen pro Jahr 
sowie mittelfristig ein verpflichtendes 2. Kindergar-
tenjahr, wenngleich genauere Angaben fehlen.

Um die Chancengleichheit sowie die Gleich-
stellung von Männern und Frauen zu fördern, 
schlagen wir die folgenden familienpolitischen 
Maßnahmen vor:

• Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung durch 
Einführung eines Rechtsanspruchs auf Ganzta-
gesbetreuung für Kinder ab dem vollendeten 1. 
Lebensjahr. Dies würde echte Chancengleich-
heit durch Ermöglichung von „Doppelverdiener-
familien“ bei gleichmäßiger Aufteilung von Er-
werbs- und Familienarbeit herstellen (und damit 
Familien- und Kinderarmut verringern). Weiters 
würde dies die Betreuungslücke zwischen gut 
bezahlter Karenz und Rechtsanspruch auf Kin-
derbetreuung schließen und zur frühkindlichen 
Förderung und sozialen Durchlässigkeit für so-
zial benachteiligte Familien beitragen.

• Gleichmäßige(re) Aufteilung der (gutbezahlten 
und kurzen) Karenzzeit auf Mütter und Väter, ähn-
lich dem aktuellen finnischen Reformvorhaben2, 
so dass die jeweils exklusiv für Väter und Mütter 

zur Verfügung stehenden Karenzzeiten angegli-
chen werden. Dies würde einen weiteren Beitrag 
leisten, um den „gender pay gap“ nach der Geburt 
des ersten Kindes zu reduzieren und die Sorge-
arbeit im weiteren Lebensverlauf gleichmäßiger 
aufteilen (siehe etwa Huerta et al. 2014).

• Stärkere Aktivitäten zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie auf betrieblicher Ebene, ähnlich dem 
dänischen Modell (Wiß/Greve 2019), zum Bei-
spiel durch mehr Engagement von beiden Sozial-
partnern zur Aufnahme von familienfreundlichen 
Instrumenten in Kollektivverträge, mehr Verant-
wortung durch Arbeitgeber gegenüber Eltern und 
ihren spezifischen Bedürfnissen sowie die Schaf-
fung einer Unternehmenskultur in der jene Väter, 
die Karenz nehmen, gefördert werden.

Die damit einhergehenden Mehrausgaben wür-
den neben familienpolitischen Zielsetzungen die 
Vermittlung elementarer (vor)schulischer Kompe-
tenzen bei Kleinkindern fördern und zudem das 
Beschäftigungswachstum ankurbeln. Die so er-
möglichte höhere Erwerbstätigkeit von Frauen 
führt zu höheren Bruttoeinkommen und damit zu 
höheren Steuer- und Sozialversicherungseinnah-
men, die einen erheblichen Anteil der erhöhten 
Ausgaben für die Ganztagesbetreuung selbst fi-
nanzieren (siehe hierzu die Studie zum Ausbau 
der Ganztagsschule in Deutschland: Bach et al. 
2020). Da sich im Rahmen dieses Policy Briefs un-
sere Empfehlungen auf Instrumente der Familien-
politik beschränken, sei abschließend noch darauf 
hingewiesen, dass die Gleichstellung von Frauen 
und Männern eines politikfeldübergreifenden Maß-
nahmenbündels bedarf. So sind Reformen in der 
Familienpolitik nicht ausreichend, aber angesichts 
der festgestellten Defizite notwendig, um für mehr 
Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern in 
Österreich zu sorgen. 
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